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sellschaften und Baugenossenschaften beauftragt. Als spe-
zielles Arbeitsgebiet der Gesellschaft ist die Durchfiihrung
von Priifungen und treuhdnderischen Funktionen bei Bau-
sparkassen zu nennen, fiir die sie seit lingerer Zeit eine be-
sondere Abteilung mit mathematisch geschulten Fachleuten
unterhalt.

Auch fiir alle iibrigen Zweige ihres Aufgabenkreises
stehen der Gesellschaft erfahrene Fachkrifte zur Verfiigung.

Die Spar- und Kredilgenossen-
schalten (Credit Unions) und die
Wirtschattskrise

Wir entnehmen die folgenden Ausfithrungen einem
Schreiben des Sekretirs des «Credit Union National Extension
Bureau», Herrn Roy F. Bergengren, an das Internationale
Arbeitsamt: :

«Die Wirtschaftkrise, unter der wir seit mehr als andert-
halb Jahren leiden, hat die Bedeutung aller mit den Kredit-
genossenschaften zusammenhingenden Fragen gesteigert.

Gegenwiirtig bestehen in den Vereinigten Staaten an-
nihernd 1650 Kreditgenossenschaften mit ungefdhr 300 000
Mitgliedern und einem Kapital von nahezu 48 Millionen
Dollar. Diese Kreditgenossenschaften bestehen iiberwiegend
aus Lohnarbeitern, d. h. aus Mannern und Frauen, die am
schwersten von der Wirtschaftskrise betroffen wurden.

Die «Credit Unions» unterstehen einer amtlichen Kon-
trolle; ihre Rechnungfiihrung wird, gleich derjenigen der
anderen Banken, jéhrlich durch Revisoren iiberpriift, die
von den Bankdepartements der verschiedenen Staaten er-
nannt werden. Seit dem Eintritt der Krise wurden iiber 2000
Banken behordlicherseits wegen Zahlungsunfdhigkeit ge-
schlossen. Dies ist bisher fiir keine «Credit Union» der Fall
gewesen. Die Kreditgenossenschaft hat somit den Nachweis
ihrer ehrlichen und wirksamen Verwaltungsfithrung in Zeiten
ungewohniichen Notstandes erbracht. Man kann infolgedes-
sen auf eine sehr rasche Entwicklung der «Credit Unions»
rechnen, sobald die Wirtschaftskrise iiberwunden sein wird.

In 35 der 48 Staaten ist die Organisation von Kreditgenos-
senschaften gesetzlich geregelt. Mithin leben nunmehr 82%
der Bevolkerung in Staaten, in denen die Errichtung von
«Credit Unions» mdoglich ist. Die von dem «Credit National
Extension Bureau» eingeleitete gesetzgeberische Arbeii ist
also nahezu beendet. ‘

Nach einem kiirzlich in Staate Wisconsin angenommenen
Gesetz verfiigt das Bankdepartement iiber eine Summe von
5000 Dollar zur Errichtung von «Credit Unions».

Unsere Bestrebungen gehen darauf hin, in jedem Staat,
sobald die erforderliche Anzahl von «Credit Unions» vorhan-
den ist, einen Verband derselben zu errichten. In fiinf Staa-
ten bestehen bereits derartige, den Provinzialverbdnden der
deutschen Kreditgenossenschaften entsprechende, unabnan-
gige Verbidnde. Sobald fiinfzehn derartiger Verbédnde vor-
handen sein werden, beabsichtigen wir, dieselben zu einem
Kongress einzuberufen, um eine Landesvereinigung zu er-
richten. Das «Credit Union National Extension Bureau» wird
dann der neuen Vereinigung die ganze Arbeit der Landes-
organisation iibergeben und somit die Verantwortung fiir die
Entwicklung der Kreditgenossenschaften in die Hand der
Genossenschaften legen. Dieses Ziel hoffen wir Ende 1932
zu erreichen>.

Die Bautatigkeit in den grgsseren
Stadten im Juli 1931

(Vom Bundesamt fiir Industrie, Gewerbe und Arbeit.)

Im Juli 1931 sind in den 29 erfassten Stddten fiir insge-
samt 324 Gebdude mit Wohnungen Baubewilligungen erteilt
worden; die Zahl der Wohnungen in diesen Gebiduden be-
triagt 1838. Fertigerstellt wurden im Juli 1931 im Total dieser

29 Stidte 158 Gebiiude mit Wohnungen, in denen sich insge-
samt 679 Wohnungen befinden.

In den ersten 7 Monaten des laufenden Jahres sind im
Total der erfassten 29 Gemeinden insgesamt 9426 Wohnungen
baubewilligt und 5783 Wohnungen fertigerstellt worden.

Im Total von 24 Stiddten (ohne Oerlikon, Davos, Zug,
Grenchen und Baden), fiir welche ein Vergleich mit der glei-
chen Periode des Vorjahres moglich ist, wurden in den Mo-
naten Januar—Juli 1931 insgesamt 8960 Wohnungen baube-
willigt, gegeniiber 7657 in der gleichen Periode des Vorjahres.
Fertigerstellt wurden im Total dieser 24 Stidte in den 7
ersten Monaten des Jahres 1931 5516 Wohnungen, gegeniiber
5283 im gleichen Zeitraum des Jahres 1930.

Die Deckung des Grilichen
Wohnungshedirinisses
in Deutschiand

Wir geben im Folgenden einige Leitsitze wieder, die
einem Artikel von Martin Pfannschmidt in der deutschen
Zeitschrift «Die Wohnung> entnommen sind und die jetzige
Situation in Deutschland gut beleuchten. Der Verfasser
kommt zu nachfolgenden Schlussfolgerungen:

1. Beschleunigte Angleichung der Neubaumieten an die
Altmieten, um den Wohnungsbau wieder auf wirtschaftliche
Grundlagen zu stellen, soweit moglich durch weitere Bau-
kostensenkung wihrend des Tiefdrucks, andernfalls durch
vorsichtige und massvolle Erhéhung der Altmieten.

2. Ueberleitung der Vergebung nachstelliger Hauszins-
steuerhypotheken von der &ffentlichen Hand auf gemischt-
wirtschaftliche Kreditorganisationen, um die offentliche IMand
vor Fehlleitungen und Verlusten 6ffentlicher Gelder bei im-
mer ungleicher werdendem ortlichen Bedarf zu schiitzen und
um die nur noch in geringerem Umfang verfiigharen Mittel
der Geldentwertungssteuer einseitig in Gebiete des stirksten
Wohnungszuwachsbedarfs zu lenken.

3. Oertliche Bemessung des objektiven und wirtschaft-
lichen Wohnungsbedarfs fiir Wirtschaftsgebiete von min-
desten 100000 Einwohnern Grésse und Unterverteilung des
Bedarfs an Wohnungen besonderer Lage, Grosse und Zweck-
bestimmung (Osthilfe!) innerhalb dieser Wirtschaftsgebiete
durch ortliche Bauprogramme und, soweit erforderlich, durch

zwischengemeindliche =~ Wirtschaftspline und gemeindliche
Baustufenplidne.
4. Vereinigung der ortlichen und regionalen Baupro-

gramme zu einem Reichswohnungsbauprogramm, das etwa
alle fiinf Jahre zu iiberpriifen ist und dessen zeitliche Durch-
fiihrung im einzelnen von der Geldfliissigkeit auf dem Kapi-
talmarkt abhéngt.

5. Sicherung gegen schédliche Einwirkungen eines zeit-
weilig riickgdngigen Wohnungsbedarfs durch Verfeinerung
der ortlichen Bedarfsbemessung, durch den Bau zusammen-
legbarer Wohnungen und durch Verzogerung des Ersatzes
von Abbruchswohnungen.

Ein zircherisches Geselz zur
Firderung des Wohnungsbhaues

Der Ziircher Kantonsrat beriet am 24. August iiber ein
neues Gesetz zur Forderung des Wohnungsbaues. Art. 1, der
den Grundsatz der Férderung des Wohnungsbaues fiir Min-
derbemittelte und fiir kinderreiche Familien in Zeiten des
Wohnungsmangels umschreibt, wurde genehmigt. Fiir Art. 2
lagen zwei Antrdige vor, cin Mehrheits- und ein Minder-
heitsantrag. Der erstere wurde mit 97 gegen 82 Stimmen
vorgezogen, der Art. 2 des Gesetzes wiirde dem nach folgende
Fassung erhalten:

«§ 2. Diese Forderung besteht in der Gewihrung g rund-
pfandversicherter langfristiger Darlehen in
der Hohe von 10 bis 25 Prozent der Anlagekosten.



	Die Deckung des örtlichen Wohnungsbedürfnisses in Deutschland

